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Am 16. September 2022 starb die iranische Kurdin Jina Mahsa Amini an den Folgen der
Verletzungen, die ihr die sog. Sittenpolizei bei ihrer Festnahme und in der Haft durch brutale
Misshandlung zufügte. Doch sie sollte nicht ein weiteres Opfer eines verbrecherischen, despotischen
Regimes bleiben, auf dessen Mord durch die Staatsorgane ein zweiter Tod durch das öffentliche
Vergessen folgte. Er blieb nicht ungesühnt und auch nicht folgenlos.

Er entfachte eine Welle der Massenproteste und des Widerstandes, wie sie der Iran seit 2009, der
sog. grünen Revolution gegen massiven Wahlbetrug des Regimes, nicht gesehen hatte. Nachdem der
Tod Jina Mahsa Aminis bekanntgeworden war, gingen in Teheran und zahlreichen anderen Städten
Tausende und Abertausende auf die Straße.

Ausbreitung der Bewegung

In den ersten beiden Monaten breitete sich die Bewegung über das gesamte Land und weite
Bevölkerungsschichten aus. In den kurdischen Regionen legte sogar ein befristeter Generalstreik
das öffentliche Leben lahm. In zahlreichen Städten bildeten die Universitäten ein Zentrum des
Widerstandes, mit dem sich die Masse der Bevölkerung, insbesondere auch die Arbeiter:innenklasse
solidarisierte. Von Beginn an standen die Frauen und die Jugend im Zentrum der Bewegung,
bildeten ihre treibende Kraft, offenbarten den tief sitzenden Hass gegen das Regime. Millionen
schlossen sich den Protesten an – trotzten der massiven Repression durch Polizei, Sondereinheiten
und paramilitärische Schergen des Regimes.

Doch trotz extremer Brutalität, tausender Festnahmen, Verhaftungen und der Ermordung
zahlreicher Demonstrant:innen auch in den ersten Wochen der Protestbewegung ließen sich die
Massen nicht einschüchtern. Die Mullahs befanden sich eindeutig in der Defensive. Zu spät und
zögerlich wurde eine Auflösung und „Reform“ der verhassten Sittenpolizei ins Spiel gebracht. Vom
Regime inszenierte Gegenkundgebungen zu den Protesten blieben viel kleiner als die
Massenaktionen der Opposition, offenbarten, wie gering die soziale Basis, wie verhasst die
Mullahdiktatur und die politische und soziale Ordnung, die sie mit allen Mitteln verteidigt, waren
und sind.

Die Bewegung erschütterte die herrschende Klasse und deren iranische Spielart des Kapitalismus.
Aber sie vermochte trotz eines unglaublichen Heroismus nicht, das Regime zu stürzen. Der
Staatsapparat und die Repressionsorgane wurden zwar erschüttert, aber ihr innerer Zusammenhalt
und ihre Einsetzbarkeit gegen die Bewegung wurden nicht gebrochen. Das betraf nicht nur die
direkten, professionellen inneren Repressionsorgane und paramilitärische Stützen des Regimes,
sondern vor allem auch die Armee samt ihren rund 220.000 Wehrpflichtigen.

Die Reaktion schlägt zurück

Dies ermöglichte dem Regime, ab Ende 2022 immer massiver und zielgerichteter gegen die
Bewegung vorzugehen. Es ertränkte sie geradezu in Blut und Gewalt. Weit mehr als 500
Demonstrierende wurden im letzten Jahr getötet. Insgesamt sollen rund 20.000 Menschen verhaftet
worden sein. Außerdem wurden Dutzende aufgrund ihrer Beteiligung an der Bewegung oder als
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angebliche Rädelsführer:innen in Schauprozessen und Schnellverfahren zum Tode verurteilt und
exekutiert. Insgesamt wurden seit September 2022 rund 500 Hinrichtungen vollstreckt. Die sog.
Sittenpolizei verblieb in Amt und Würden.

Auch wenn die Bewegung zurückgedrängt und das Regime wieder konsolidiert wurde, so wurde bis
heute die alte Ordnung nicht vollständig wiederhergestellt. Noch immer gehen Frauen mit offenen
Haaren auf die Straße und brechen öffentlich die reaktionären Bekleidungsvorschriften des Regimes
– trotz verschärfter Repression und drakonischer Strafen. Auch wenn diese Heldinnen
gewissermaßen die Speerspitze der Entschlossenheit darstellen, so ist es nach wie vor gerade in den
Städten kein Randphänomen und ihre Taten werden von vielen in der Bevölkerung mehr oder
minder offen unterstützt. Dieser Widerstandswille blieb trotz des Rückgangs der Bewegung
ungebrochen.

Doch was sind die Ursachen dafür?

Erstens haben sich die Menschen selbst verändert. Das gilt nicht nur für die Protestbewegung seit
dem September 2022, die teilweise vorrevolutionäre Züge annahm. Im Grunde stehen das iranische
Regime und die wirtschaftliche Elite seit 2019, dem Beginn einer vor allem von der
Arbeiter:innenklasse getragenen ökonomischen und regimefeindlichen Bewegung, immer neuen
Mobilisierungen gegenüber. Diese wurden von den Lohnabhängigen, von der städtischen und
ländlichen Armut, ja selbst von großen Teilen der Mittelschichten und des Kleinbürger:innentums
getragen. 2022 spielten die Frauen eine zentrale Rolle, aber auch die Jugend und die unterdrückten
Nationen und Nationalitäten. Viele Aktive aus der Bewegung berichten davon, dass das Bewusstsein
für verschiedene Formen gesellschaftlicher Unterdrückung in der Oppositionsbewegung deutlich
gestiegen sei.

Hinzu kommt aber auch, dass die Streiks ab dem Jahr 2019 wie auch Massenproteste seit 2022 nicht
nur mit Mobilisierungen das Regime erschütterten. Sie führten auch dazu, dass sich eine Schicht
von gewerkschaftlich und politisch engagierten Aktivist:innen und Führungskernen bildete, von
halblegaler und illegaler Organisation, die einer Bewegung auch in der Repression eine gewisse
Kontinuität verleihen können.

Zweitens wurde die Herrschaftsbasis des Regimes dünner. Zweifellos konnten und können sich die
Mullahs weiter auf einen aufgeblähten und parasitären Staats- und Repressionsapparat stützen. Sie
verfügen auch über ein weitgehendes Monopol über die Medien und mit dem Klerus über einen
zusätzlichen zentralen ideologischen Apparat. Sie stützen sich außerdem trotz der ökonomischen
Krise nach wie vor auf eine Mehrheit der herrschenden kapitalistischen Klasse, die ihrerseits vom
Regime nicht nur begünstigt wird, sondern auf deren parasitäre Sonderinteressen letztlich die
Wirtschaftspolitik Teherans ausgerichtet ist.

Doch die Allianz von Bourgeoisie und Theokratie sowie angelagerten Staatsfunktionär:innen und
kleinbürgerlichen Schichten, die eng mit dem Staat verbunden sind, verteidigt ihre eigenen
Privilegien vor dem Hintergrund einer chronischen Stagnation und Krise, von massiver Inflation,
Arbeitslosigkeit, Verarmung der Massen. Auch wenn Teheran seine internationale Isolierung durch
Verbindungen mit China, Russland und das Abkommen mit Saudi-Arabien ein Stück weit
durchbrechen kann, so ändert das an der wirtschaftlichen und sozialen Misere wenig. Anders als
noch im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts vermag das Regime längst nicht mehr die
ausgebeuteten und unterdrückten Klassen durch ökonomische Erfolge und Verbesserungen des
Konsumniveaus zu befrieden.

Im Gegenteil. Auch das tägliche, „normale“ Leben wird immer schwieriger, immer unerträglicher.
Das schlechte Leben fürchten viele mittlerweile mehr als Repression und Todesgefahr. Daher halten



so viele trotz der Brutalität des Regimes an ihrem Widerstand oder jedenfalls an ihrer Sympathie
dafür fest. Denn nur dieser verspricht Hoffnung auf ein besseres, menschenwürdiges Leben.

Diese chronische Krise, ja Sackgasse, in der das politisch-ökonomische Gesamtsystem des Iran
steckt, hat zu einer extremen Entfremdung der Mehrheit der Bevölkerung geführt, aller, die nicht
über Privilegien, Profite und Klientelismus mit dem Regime verbunden sind. Dessen Herrschaft muss
sich mehr und mehr auf Gewalt und Repression stützen. Damit ist auch die nächste Revolte, der
nächste gesellschaftliche Ansturm vorprogrammiert. Am Jahrestag der Proteste, die Jina Mahsa
Aminis Tod entfacht hat, wird es sicher wieder zu Aktionen und Demonstrationen im ganzen Land
kommen. Auch wenn es leider unwahrscheinlich ist, dass diese die Bewegung neu entfachen werden,
so sollten wir nicht vergessen, dass zwischen den Massenmobilisierungen 2019 und 2022 nur drei
Jahre lagen. Auch wenn wir nicht überoptimistisch sein dürfen und damit rechnen müssen, dass es
einige Zeit dauert, bis sich die Aktivist:innen und die Bewegung von 2022 neu und möglicherweise
auch um einen neuen Fokus wieder formiert, so ist eine nachhaltige politische, soziale und
ökonomische Konsolidierung des Regimes nahezu ausgeschlossen.

Umso wichtiger ist es, die Lehren daraus zu ziehen, warum die Bewegung 2022 das Regime nicht
stürzen und ihre Ziele nicht erreichen konnte. Dies ist unerlässlich, wenn wir uns darauf vorbereiten
wollen, bei einem nächsten Ansturm erfolgreich zu sein.

Die Bewegung hatte im September und November das Regime politisch in die Defensive gedrängt.
Mehr und mehr Sektoren der Gesellschaft schlossen sich an. In einigen Branchen kam es zu
landesweiten Arbeitsniederlegungen, in den kurdischen Regionen zu befristeten Generalstreiks.
Aber auch wenn es Verbindungen zwischen einzelnen sozialen Bereichen, den Universitäten,
Betrieben, Städten und Regionen gab, so wurden keine zentralisierenden, die Bewegung
zusammenfassenden Kampfstrukturen gebildet.

Generalstreik und Bewaffnung

Diese wären jedoch unbedingt notwendig gewesen, um den spontanen Elan der Massen zu bündeln,
in der gemeinsamen landesweiten Aktion gegen das Regime – kurz in einem unbefristeten
Generalstreik zu seinem Sturz. Ein solcher Generalstreik hätte zugleich mit der Einberufung von
regelmäßigen Massenversammlungen und der Wahl von Aktionsräten zur Koordinierung und
Leitung des Kampfes einhergehen müssen. Er hätte zugleich die Etablierung seiner Schutzeinheiten
erfordert. Ohne Selbstverteidigungseinheiten, ohne Milizen der Arbeiter:innen und Volksmassen,
ohne Gewinnung der einfachen Soldat:innen der Armee und die Bildung von
Soldat:innenausschüssen und -räten hätte die zentralisierte, bewaffnete Macht des Regimes nicht
gebrochen werden können.

Doch eine solche Politik muss politisch und ideell vorbereitet werden, um von den Massen auch
aufgegriffen werden zu können. In entscheidenden Situationen werden sie nicht spontan
verwirklicht. Es erfordert vielmehr eine politische Kraft, die für diese Perspektive kämpft und ihr ein
politisches Ziel gibt.

Eine solche Kraft gab es nicht. Und selbst wenn sich ein Generalstreik und Räte aus der Dynamik
des Kampfes entwickelt hätten, also eine Doppelmachtsituation entstanden wäre, so hätte das noch
nicht das gesamte Problem gelöst.

Welche Revolution?

Ein Generalstreik hätte also die Frage aufgeworfen: Wer herrscht im Iran, welche gesellschaftliche
Kraft, welche Klasse übernimmt die Macht?



Die Bewegung hätte damit auch vor der Frage gestanden, welche Revolution nötig ist, um ihre
demokratischen Forderungen und die Klassenwidersprüche, die sie hervorgebracht haben, zu lösen.
Sollte die Umwälzung auf eine rein bürgerliche, auf die Einführung der rechtlichen Gleichheit der
Frauen und parlamentarisch-demokratische Verhältnisse beschränkt sein? Oder musste sie nicht
vielmehr demokratische und sozialistische Aufgaben verbinden, die Revolution permanent machen?

Die Erfahrung der iranischen Revolution (und eigentlich aller Revolutionen des 20. und 21.
Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen Forderungen – im Iran insbesondere die nach
Gleichheit und Freiheit der Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen und unterdrückten Nationalitäten im Rahmen des
Kapitalismus im Iran letztlich unmöglich. Ihre Unterdrückung mag unter einer anderen bürgerlichen
Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere Formen annehmen (und selbst das
ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und der unterdrückten
Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum, die Privilegien, das Privateigentum der
herrschenden Klasse im Iran anzugehen. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur
dann zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die entscheidenden
gesellschaftlichen Fragen mit denen ihrer eigenen Befreiung, der Enteignung des Kapitals und der
Errichtung einer demokratischen Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat –
unabhängig vom Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die Klärung dieser Frage ist aber unbedingt notwendig, weil in der iranischen Oppositionsbewegung
auch bürgerliche und direkt reaktionäre, monarchistische Kräfte wirken (inklusive des westlichen
„demokratischen“ Imperialismus). Deren Programm besteht im Grunde darin, dass an die Stelle der
aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen neue, bürgerliche und prowestliche treten (wenn
nötig, im Bündnis mit Teilen des aktuellen Regimes).

Eine politische Kraft, die hingegen konsequent die Interessen der Arbeiter:innenklasse zum
Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen und ihren Parteien brechen. Und das
heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens für die iranischen
Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den Befreiungskampf im gesamten Nahen Osten,
vor allem in jenen Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei

Eine solche Perspektive und ein revolutionäres Programm, das demokratische und soziale
Forderungen mit sozialistischen verbindet und in der Errichtung einer Arbeiter:innen- und
Bäuer:innenregierung gipfelt, entstehen nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst
dafür in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der Jugend, den Frauen
und unterdrückten Nationalitäten kämpft.

Nur so kann der stetige Vormarsch der Konterrevolution hier und jetzt gestoppt werden – und
diejenigen, die am beharrlichsten für solche Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren
aus den letzten vier Monaten, sondern letzten vier Jahrzehnten ziehen, sind diejenigen, die mit dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können. Nur eine solche Partei wird in
der Lage sein, den Kampf unter allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es
nötig ist, und in Streiks, Gewerkschaften und vor allem in Massenbewegungen in Zeiten des



Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.


